
Unternehmer und 
Geschäftsführer

Umsatzsteuer: Befreiung für Unter-
richtsleistungen bald leichter möglich?

Ob Leistungen von Bildungseinrichtungen 
und selbstständigen Lehrern umsatzsteu-
erfrei sind, ist oftmals streitbefangen. 
Das deutsche Umsatzsteuerrecht hat für 
die Steuerfreiheit enge Grenzen gezogen, 
während das EU-Recht zuweilen großzü-
giger ist. Der Streit richtet sich zum einen 
um die Frage, ob die Leistungen überhaupt 
dem Grunde nach befreit sein können. Zu-
dem geht es um die verfahrensrechtlichen 
Voraussetzungen für die Steuerbefreiung. 
In dem zweiten Punkt könnte bald eine 
Lockerung eintreten, denn die EU-Kommis-
sion ist der Auffassung, dass Deutschland 
insoweit überbordende Anforderungen an 
die Steuerpflichtigen stellt. Die EU-Kom-
mission führt diesbezüglich in ihrer Pres-
semitteilung vom 7.2.2024 aus: 

Nach der Mehrwertsteuerrichtlinie sind die 
Mitgliedstaaten der EU verpflichtet, von 
Privatlehrern erteilten Schul- und Hoch-

schulunterricht von der Mehrwertsteuer 
zu befreien. Die Mitgliedstaaten dürfen 
nur weitere Bedingungen stellen, um eine 
korrekte und einfache Anwendung dieser 
Befreiung zu gewährleisten und Steuerhin-
terziehung, Steuerumgehung oder Miss-
brauch zu verhindern. Dies muss so erfol-
gen, dass Steuerpflichtige, die ein Recht 
auf eine Mehrwertsteuerbefreiung haben, 
diese auch wirksam in Anspruch nehmen 
können. In Deutschland müssen Privatleh-
rer aber eine Bescheinigung vorlegen, um 
in den Genuss der Mehrwertsteuerbefrei-
ung zu kommen. Aus dieser von der zu-
ständigen Landesbehörde auszustellenden 
Bescheinigung muss hervorgehen, dass die 
Unterrichtsleistungen auf einen Beruf oder 
eine vor einer juristischen Person des öf-
fentlichen Rechts abzulegende Prüfung 
vorbereiten. 

Dieses Erfordernis steht nach Ansicht der 
EU-Kommission nicht im Einklang mit dem 
EU-Recht in der Auslegung durch den Eu-
ropäischen Gerichtshof. Somit verstößt 
Deutschland nach Auffassung der Kommis-
sion gegen seine Verpflichtungen aus der 
Mehrwertsteuerrichtlinie. Daher hat die 
Kommission beschlossen, eine mit Grün-

den versehene Stellungnahme an Deutsch-
land zu richten, das nun binnen zwei Mo-
naten reagieren und die erforderlichen 
Maßnahmen ergreifen muss. Anderenfalls 
kann die Kommission den Europäischen 
Gerichtshof anrufen.

Praxistipp:
Wie das Verfahren ausgehen wird und 
wann überhaupt mit einer endgültigen 
Entscheidung der EU-Kommission oder 
des EuGH zu rechnen ist, ist natürlich 
offen. Betroffene sollten daher auch 
bis auf Weiteres versuchen, eine 
Bescheinigung der zuständigen Lan-
desbehörde, zumeist der Bezirksregie-
rung, zu erhalten. Gilt der Privatlehrer 
nicht selbst als Bildungseinrichtung, 
sondern wird er nur „für“ eine solche 
tätig, benötigt im Übrigen zunächst 
die Bildungseinrichtung die entspre-
chende Bescheinigung und muss dann 
zusätzlich dem Referenten bestätigen, 
dass sie eine Bildungseinrichtung ist 
und die Unterrichtsleistung des Unter-
nehmers im begünstigten Bereich der 
Einrichtung erfolgt. Wichtig ist,
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dass der Privatlehrer sehr frühzeitig 
im Besitz dieser Bescheinigung ist 
(BFH-Beschluss vom 27.07.2021, V R 
39/20). Der Vollständigkeit halber sei 
erwähnt, dass nicht jeder Privatlehrer 
überhaupt ein Interesse an der Steuer-
freiheit hat, denn die Steuerbefreiung 
für Unterrichtsleistungen würde den 
Vorsteuerabzug ausschließen.

Umsatzsteuer: Zum Vorsteuerabzug aus 
Zuschüssen an Kantinenbetreiber

Arbeitgeber, die Fremdunternehmen mit 
dem Betrieb ihrer jeweiligen Kantine be-
auftragen, zahlen an diese oft Zuschüsse, 
damit die Caterer kostendeckend arbeiten 
können. Die Modalitäten, nach denen die 
Zuschüsse berechnet werden, sind sehr 
unterschiedlich. Sie reichen von pauscha-
len monatlichen Zuschüssen bis hin zu 
Einzelzuschüssen entsprechend der aus-
gegeben Mahlzeiten. Doch allen Zuschüs-
sen ist gemein, dass die Finanzverwaltung 
grundsätzlich den Vorsteuerabzug aus den 
Zahlungen verweigern will. Die Begrün-
dung liegt darin, dass die Abgabe von ver-
billigten Mahlzeiten vorrangig den privaten 
Interessen der Arbeitnehmer dient. Das Fi-
nanzgericht Baden-Württemberg hat aller-
dings entschieden, dass dem Arbeitgeber 
doch ein Vorsteuerabzug aus den Zuschüs-
sen zu gewähren sein kann - nämlich dann, 
wenn ein vorrangiges unternehmerisches 
Interesse gegeben ist. Das FG Düsseldorf 
hat die Aussagen dieses Urteils bestätigt, 
auch wenn es den Vorsteuerabzug im kon-
kreten Fall verweigert hat (FG Baden-Würt-
temberg, Urteil vom 6.10.2022, 12 K 2971/20; 
FG Düsseldorf, Urteil vom 18.8.2023, 1 K 
2107/20 U)

Im Fall aus Baden-Württemberg ging es 
um ein im Schichtbetrieb produzierendes 
Unternehmen. Der Arbeitgeber konnte 
glaubhaft machen, dass ein hohes eigen-
unternehmerisches Interesse an der Ver-
köstigung der Arbeitnehmer bestand. Dazu 
gehörten die Lage des Unternehmens und 
die erschwerte Erreichbarkeit mit öffentli-
chen Verkehrsmitteln, die Betriebsart (Pro-
duktionsbetrieb) und die Betriebsführung. 
Von Bedeutung war insbesondere, dass 
die Pausenreglements und der Stillstand 
der Fertigungslinien während der Pau-
sen aufeinander abgestimmt waren. Die 
Kantinenbewirtschaftung innerhalb des 
Betriebsgeländes diente auch den kurzen 
Wegen zwischen Produktion, Kantine und 
Aufenthaltsräumen. Das Gericht ließ den 
Vorsteuerabzug daher zu.
Im Fall des FG Düsseldorf ging es um ein 
Logistikunternehmen. Dieses sah ein über-
wiegendes eigenbetriebliches Interesse an 

der Kantinenbewirtschaftung darin, dass 
die Lagerarbeiter in zwei Schichten arbei-
ten würden. Zudem gebe es am Sitz der 
Klägerin für die Mitarbeiter keine ande-
re Möglichkeit der Verköstigung. Derartig 
pauschale Aussagen reichten dem Gericht 
allerdings nicht aus, auch wenn es die 
Rechtsprechung des FG Baden-Württem-
berg durchaus anerkennt. Das Gericht ver-
langt bei der Prüfung des überwiegenden 
eigenbetrieblichen Interesses einen stren-
gen Prüfungsmaßstab.

Praxistipp:
Trotz des Urteils des FG Baden-Würt-
temberg wird es nur in wenigen Fällen 
möglich sein, den Vorsteuerabzug 
aus Zuschüssen für die Kantinenbe-
wirtschaftung zu erreichen. Um aber 
überhaupt eine geringe Chance zu 
haben, muss sehr detailliert geschil-
dert werden, dass beispielsweise die 
Produktion und das Pausenreglement 
genau aufeinander abgestimmt sind. 
Zudem muss verdeutlicht werden, dass 
die Umstände der Betriebsführung so 
besonders sind, dass sie nicht auch auf 
viele andere Unternehmen zutreffen. 
Der Hinweis, dass sich aus dem Betrieb 
der Kantine ein Wettbewerbsvorteil 
ergebe, reicht für sich genommen nicht 
aus.

Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Minijobs: Neue Geringfügigkeits-Richtli-
nien ab 2024

Von Zeit zu Zeit überarbeiten die Spitzen-
verbände der Sozialversicherungsträger 
die so genannten Geringfügigkeits-Richtli-
nien. Hierin nehmen sie zu Zweifelsfragen 
rund um geringfügig entlohnte Beschäf-
tigungen (Minijobs) und kurzfristigen Be-
schäftigungen Stellung. Ende letzten Jahres 
wurden die Geringfügigkeits-Richtlinien 
überabeitet. Die Minijob-Zentrale weist da-
rauf hin, dass sich im Vergleich zur letzten 
Fassung der Geringfügigkeits-Richtlinien 
insbesondere folgende rechtliche Ände-
rungen ergeben haben:

Erhöhung der Minijob-Grenze: Seit Okto-
ber 2022 ist die Minijob-Grenze dynamisch 
und an den gesetzlichen Mindestlohn 
gekoppelt. Das bedeutet, dass sich die 
Verdienstgrenze immer erhöht, wenn der 
Mindestlohn steigt. Mit der Anhebung des 
gesetzlichen Mindestlohns auf 12,41 Euro 
pro Stunde wurde die Minijob-Grenze zum  
1. Januar 2024 entsprechend auf 538 Euro 
im Monat erhöht. Im Jahr 2025 erhöht sich 
der Mindestlohn auf 12,82 Euro. Die Mini-
job-Grenze beträgt dann 556 Euro.

Wegfall der Übergangsregelungen für Be-
schäftigungen mit einem Verdienst von 
450,01 bis 520 Euro im Monat: Für Beschäf-
tigungen mit einem Verdienst von 450,01 
bis 520 Euro im Monat galten bis zum 31. 
Dezember 2023 besondere Übergangsrege-
lungen. Diese Regelungen sind zum 1. Janu-
ar 2024 entfallen. 

Praxistipp:
Mit der Anhebung der Geringfügig-
keitsgrenze ab 1. Oktober 2022 wurde 
der Übergangsbereich auf Verdienste 
von 520,01 Euro bis 1.600 Euro (ab 1. 
Januar 2023 bis 2.000 Euro) angeho-
ben. Für Beschäftigungen mit einem 
Arbeitslohn von 450,01 Euro bis 520 
Euro, die bis 30. September 2022 versi-
cherungspflichtig im Übergangsbereich 
ausgeübt worden sind, gab es jedoch 
Bestandsschutzregelungen in der 
Kranken-, Pflege- und Arbeitslosen-
versicherung. Diese Bestandsschutzre-
gelungen sahen den Fortbestand der 
Versicherungspflicht in der Kranken-, 
Pflege- und Arbeitslosenversicherung 
bis längstens Ende 2023 vor. Sofern Be-
schäftigte von diesen Bestandsschutz-
regelungen Gebrauch gemacht haben, 
endete die Versicherungspflicht am 31. 
Dezember 2023. Die neuen Geringfügig-
keits-Richtlinien vom 14.12.2023 sind 
unter folgendem Link abrufbar: 
https://www.minijob-zentrale.de/
SharedDocs/Downloads/DE/Rund-
schreiben/Geringf%C3%BCgigkeits-
richtlinien-2023.html

Zweitwohnungsteuer: Erhebung bei 
Arbeitswohnung von beiden Ehegatten

Im Jahre 2005 hat das Bundesverfassungs-
gericht entschieden, dass die Erhebung 
einer Zweitwohnungsteuer unzulässig ist, 
wenn die Zweitwohnung von einem ver-
heirateten Berufstätigen genutzt wird, um 
seiner Arbeit nachkommen zu können. Die 
Erhebung der Zweitwohnungsteuer versto-
ße in einem solchen Fall gegen Art. 6 Abs. 1 
GG (BVerfG-Beschluss vom 11.10.2005, 1 BvR 
1232/00). Jüngst hat das Verwaltungsge-
richt Gießen entschieden, dass aber keine 
Befreiung von der Zweitwohnungsteuer in 
Betracht kommt, wenn es um die gemein-
same Arbeitswohnung von Ehegatten geht 
(VG Gießen, Urteil vom 12.1.2024, Az.: 8 K 
4293/20.GI). 

Die Kläger bewohnen - nunmehr als Ne-
benwohnung angemeldet - ein Haus im 
Gebiet der Stadt Bad Vilbel. Sie arbeiten 
beide in Frankfurt am Main. Seit dem Jahr 
2019 hat das Ehepaar ein Einfamilienhaus 
im Allgäu, das nun als Hauptwohnsitz an-
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gemeldet wurde. Dort sind die Kläger auch 
lokalpolitisch und in örtlichen Vereinen 
aktiv. Die beklagte Stadt Bad Vilbel setzte 
gegenüber den Klägern die Zweitwohnung-
steuer für das Jahr 2020 in Höhe von rund 
2.400 Euro fest. Hiergegen wandten sich die 
Kläger. Sie meinen, ihr Lebensmittelpunkt 
liege im Allgäu. Sie seien gezwungen, ei-
nen weiteren Wohnsitz innezuhaben, um 
ihrer beruflichen Tätigkeit nachzugehen. 
Sie berufen sich darauf, dass die Satzung 
der Stadt Bad Vilbel für ihren Fall vorse-
he, dass keine Zweitwohnungsteuer er-
hoben werde. Nach der entsprechenden 
Satzungsregelung ist nicht steuerpflichtig, 
wer als verheiratete und nicht dauerhaft 
getrenntlebende Person eine Zweitwoh-
nung im Gebiet der Stadt innehat, weil sie 
von der gemeinsamen Wohnung am Ort 
der Hauptwohnung aus der Berufstätigkeit 
zumutbar nicht nachgehen kann. Doch ihre 
Klage blieb ohne Erfolg. 

Begründung: Der Fall der Kläger sei nicht 
von dem Schutzzweck der Satzungsrege-
lung erfasst. Geschützt werde durch den 
Befreiungstatbestand das eheliche Zusam-
menleben. Erfasst seien hiervon nur sol-
che Personen, die infolge einer ehelichen 
Bindung von der Verlegung ihres Haupt-
wohnsitzes an ihren Beschäftigungsort 
abgehalten werden. Grund für die Zweit-
wohnsitzsteuer sei eine überdurchschnitt-
liche finanzielle Leistungsfähigkeit des 
Betroffenen, da für die Befriedigung des 
Bedürfnisses „Wohnen“ eine Wohnung - 
die Erstwohnung - ausreichend sei. Die 
Kläger hätten sich zwar dazu entschieden, 
aufgrund ihrer beider beruflichen Tätigkeit 
in Frankfurt am Main zwischen dem Haupt-
wohnsitz im Allgäu und dem Zweitwohnsitz 
im Gebiet der Beklagten zu pendeln. Eine 
Trennung der Kläger (die Woche über) 
aufgrund ihrer beruflichen Tätigkeit liege 
jedoch nicht vor, weil beide Kläger gemein-
sam zwischen den Wohnsitzen pendelten. 
Die Kläger seien nicht gehindert, ihren 
Hauptwohnsitz in das Gebiet der Stadt Bad 
Vilbel zu verlegen (Quelle: VG Gießen, Mit-
teilung vom 25.1.2024).

Ausbildungskredit: Darlehenserlass 
nach dem AFBG doch steuerpflichtig

Nach dem Aufstiegsfortbildungsförde-
rungsgesetz (AFBG) werden bestimmte 
Qualifizierungsmaßnahmen gefördert, 
etwa ein Fortbildungsabschluss zum Hand-
werks- und Industriemeister. Die Förde-
rung umfasst auch zinsgünstige Darlehen. 
Wer einen Kredit für eine Fortbildung 
aufnimmt, kann die Zinsen steuerlich als 
Werbungskosten geltend machen. Was 
aber passiert, wenn nach erfolgreichem 
Bestehen der Prüfung das Darlehen teil-
weise erlassen wird? Das Niedersächsi-
sche Finanzgericht hatte entschieden, dass 

der Darlehenserlass keine Einnahme ist 
und deshalb steuerfrei bleibt (Urteil vom 
31.3.2021,14 K 47/20). Doch der Bundes-
finanzhof hat das positive Urteil nun im 
Revisionsverfahren verworfen (BFH-Urteil 
vom 23.11.2023, VI R 9/21). 

Die Klägerin nahm an so genannten Auf-
stiegsfortbildungen teil, die von der In-
vestitions- und Förderbank Niedersach-
sen mit Zuschüssen und Darlehen für die 
Kosten der Lehrveranstaltungen gefördert 
wurden. Die Darlehen wurden der Klägerin 
auf ihren Antrag von der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW) gewährt. In den Be-
dingungen war vorgesehen, dass dem Dar-
lehensnehmer bei Bestehen der Fortbil-
dungsprüfung ein bestimmter Prozentsatz 
des zu diesem Zeitpunkt noch nicht fällig 
gewordenen Darlehens für die Lehrgangs- 
und Prüfungsgebühren erlassen wird. Die 
Kosten der Lehrveranstaltungen - teilweise 
gekürzt um die Zuschüsse - erkannte das 
Finanzamt in den Jahren 2014 und 2015 als 
Werbungskosten an. Nach dem erfolgrei-
chen Abschluss der Fortbildungen erließ 
die KfW der Klägerin im Streitjahr (2018) 40 
Prozent der noch valutierenden Darlehen. 
Das Finanzamt erhöhte den Bruttoarbeits-
lohn der Klägerin für das Streitjahr um die-
sen Erlassbetrag. Der BFH bestätigte dieses 
Vorgehen.

Die Erstattung von Aufwendungen, die 
als Werbungskosten abgezogen wurden, 
sind als Einnahme bei der Einkunftsart 
zu erfassen, bei der die Werbungskosten 
früher abgezogen wurden. So sei auch 
bei den teilweisen Erlassen der valutie-
renden Darlehen seitens der KfW vorzu-
gehen. Zum einen habe die Klägerin die 
Lehrgangs- und Prüfungsgebühren in den 
Vorjahren als Werbungskosten abgesetzt. 
Zum anderen beruhe der nach dem AFBG 
gewährte Darlehenserlass auf Gründen, die 
mit dem Beruf zusammenhingen. Denn der 
Erlass hänge allein vom Bestehen der Ab-
schlussprüfung und nicht von der finanzi-
ellen Bedürftigkeit oder den persönlichen 
Lebensumständen des Darlehensnehmers 
ab und sei zudem der Höhe nach an dem 
konkreten Darlehen ausgerichtet (Quelle: 
BFH, Mitteilung vom 15.2.2024).

Immobilienbesitzer

Energetische Maßnahmen: Wann be-
ginnt die Förderung bei Ratenzahlung?

Für bestimmte energetische Maßnahmen 
am Eigenheim wird eine Steuerermäßigung 
nach § 35c EStG gewährt. Die Förderung 
verteilt sich auf drei Jahre. Im Kalender-
jahr des Abschlusses der energetischen 
Maßnahme und im nächsten Kalenderjahr 
werden jeweils 7 Prozent der Aufwendun-

gen (maximal 14.000 Euro jährlich), im 
dritten Jahr 6 Prozent der Aufwendungen 
(maximal 12.000 Euro) von der Steuer-
schuld abgezogen. Die Steuerermäßigung 
ist davon abhängig, dass die Rechnung 
unbar beglichen, der Rechnungsbetrag 
also auf ein Konto des Leistungserbrin-
gers überwiesen worden ist. Barzahlun-
gen sind nicht begünstigt. Wann gilt eine 
Maßnahme aber als „abgeschlossen“, wenn 
mit dem ausführenden Unternehmen eine 
Ratenzahlung, zum Beispiel für den Hei-
zungsaustausch, vereinbart wurde? Liegt 
ein Abschluss der energetischen Maßnah-
me im Sinne des § 35c EStG bereits mit der 
ausgeführten Erneuerung der Heizungsan-
lage oder erst mit der vollständigen Be-
gleichung des Rechnungsbetrages vor? Das 
heißt: Wann ist die Förderung erstmalig zu 
gewähren, wenn die Rechnung des Hand-
werkers über zwei oder drei Jahre verteilt 
beglichen wird? 

Nach wohl überwiegender Auffassung der 
Finanzämter kommt die Steuerermäßigung 
erst bei vollständiger Begleichung des 
Rechnungsbetrages in Betracht. Doch ob 
dies zutreffend ist, muss nun der Bundes-
finanzhof klären. Das Az. des Verfahrens 
lautet IX R 31/23 (Vorinstanz: FG München, 
Urteil vom 8.12.2023, 8 K 1534/23). Der zu-
grunde liegende Sachverhalt: Die Steuer-
pflichtigen ließen sich im Jahr 2021 eine 
neue Heizungsanlage in ihrem zu eigenen 
Wohnzwecken genutzten Gebäude durch 
einen Handwerksbetrieb einbauen. Zur 
Begleichung des Rechnungsbetrages wur-
de eine monatliche Ratenzahlung mit dem 
ausführenden Betrieb für die Jahre 2021 
bis 2024 vereinbart. Offenbar wolle das Fi-
nanzamt die Förderung - wenn überhaupt 
- erst ab 2024 gewähren, jedenfalls noch 
nicht in 2021.

Rentner und Pensionäre

Altersvorsorge: Nutzung der Riester-För-
derung für Darlehenstilgung durch Erbe

Auch die Bildung von Wohneigentum wur-
de in die Riester-Förderung einbezogen. So 
darf das Kapital des Altersvorsorgevertra-
ges beispielsweise zur Tilgung eines Darle-
hens genutzt werden, das für die Anschaf-
fung oder Herstellung eines Eigenheims 
aufgenommen wurde. Man spricht auch 
von einer „wohnungswirtschaftlichen Ver-
wendung“. Geregelt ist diese in § 92a und 
b EStG. Jedoch stellen sich immer wieder 
Fragen, wenn es darum geht, inwieweit 
das Kapital des Altersvorsorgevertrages 
tatsächlich „wohnungswirtschaftlich“ ver-
wendet werden darf. Kürzlich hat das Fi-
nanzgericht Berlin-Brandenburg entschie-
den, dass in der Tilgung eines Darlehens, 
das im Wege der Erbfolge gemeinsam mit 
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einer selbstgenutzten Wohnung übernom-
men wurde, eine wohnungswirtschaftliche 
Verwendung im Sinne des § 92a Abs. 1 Satz 
1 Nr. 1 EStG zu sehen sein kann. Folglich ist 
die Auszahlung des begünstigten Alters-
vorsorgevermögens (Altersvorsorge-Eigen-
heimbetrag) zu gewähren. Da zwischenzeit-
lich die Revision eingelegt worden ist, ist 
das letzte Wort aber noch nicht gespro-
chen (Urteil vom 18.12.2023, 15 K 15045/23; 
Revision unter Az. X R 2/24).

Der Kläger war Alleinerbe seiner Ehefrau. 
Zum Erbe gehörte eine durch die Ehefrau 
errichtete Wohnung, die die Eheleute bis 
zum Tode der Ehefrau gemeinsam bewohn-
ten. Die Ehefrau hatte zur Finanzierung der 
Wohnung ein Darlehen aufgenommen, das 
der Witwer im Zuge der Erbschaft über-
nahm. Zum Zwecke der Tilgung des Dar-
lehens begehrte er die Bewilligung der 
Entnahme von gefördertem Kapital zur 
wohnungswirtschaftlichen Verwendung 
aus einem Altersvorsorgevermögen (§ 92b 
Abs. 1 Satz 3 EStG). Dies wurde ihm von der 
Zentralen Zulagenstelle für Altersvermögen 
mit der Begründung versagt, ein nach § 92a 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG für die wohnungs-
wirtschaftliche Verwendung erforderlicher 
entgeltlicher Anschaffungsvorgang liege in 
der Person des Klägers nicht vor, da die-
ser die Wohnung unentgeltlich im Wege 
der Erbfolge erworben habe. Die hiergegen 
gerichtete Klage hatte Erfolg. Die Übernah-
me eines Darlehens als Nachlassverbind-
lichkeit begründe zwar keine entgeltliche 

Anschaffung der finanzierten Wohnung 
durch den Erben. Die Tilgungsvariante des 
§ 92a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG sei jedoch so 
auszulegen, dass diese auch gilt, wenn ein 
Erbe ein zur Anschaffung oder Herstellung 
begünstigten Wohnraums aufgenommenes 
Darlehen im Wege der Gesamtrechtsnach-
folge übernimmt (FG Berlin-Brandenburg, 
Mitteilung vom 15.2.2024). 

Alle Steuerzahler

Nebentätigkeit: Übungsleiterfreibetrag 
für Wanderführer

Einnahmen aus bestimmten ehrenamtli-
chen Tätigkeiten bleiben bis zu 3.000 Euro 
pro Jahr steuerfrei (Übungsleiterfreibetrag 
gemäß § 3 Nr. 26 EStG). Voraussetzung für 
die Gewährung dieses Freibetrags ist un-
ter anderem, dass es sich um Einnahmen 
aus einer nebenberuflichen Tätigkeit im 
Dienst oder im Auftrag einer juristischen 
Person des öffentlichen Rechts oder einer 
von der Körperschaftsteuer befreiten ge-
meinnützigen Einrichtung handelt. An die 
Bundesregierung ist die Frage gerichtet 
worden, ob auch Wanderführer von dem 
Übungsleiterfreibetrag profitieren können. 
Die Antwort der Parlamentarischen Staats-
sekretärin Katja Hessel lautet (BT-Drucksa-
che 20/10022 vom 12.1.2024):

Bereits nach der geltenden Rechtslage 
können Wanderführer nach § 3 Nr. 26 EStG 

begünstigt sein. Dafür ist insbesondere 
erforderlich, dass die jeweils ausgeüb-
te Tätigkeit mit der eines Übungsleiters, 
Erziehers, Ausbilders oder Betreuers ver-
gleichbar ist. Gemeinsames Merkmal der 
Tätigkeiten ist eine pädagogische Ausrich-
tung. Eine Begünstigung nach § 3 Nr. 26 
EStG hängt folglich maßgeblich davon ab, 
ob im konkreten Einzelfall bei dem Wan-
derführer die pädagogische Ausrichtung 
im Vordergrund steht. Die pädagogische 
Ausrichtung der Tätigkeit ist der örtlich 
zuständigen Finanzbehörde darzulegen 
und im Einzelfall zu beurteilen. Sofern die 
Tätigkeit insofern mit der eines Übungslei-
ters, Erziehers, Ausbilders oder Betreuers 
vergleichbar ist und die übrigen Vorausset-
zungen des § 3 Nr. 26 EStG vorliegen, sind 
die Einnahmen bis zu einer Höhe von 3.000 
Euro pro Jahr steuerbefreit.

Praxistipp:
Sofern im Einzelfall keine vergleich-
bare Tätigkeit nach § 3 Nr. 26 EStG 
ausgeübt wird, aber Einnahmen aus 
nebenberuflichen Tätigkeiten im Dienst 
oder Auftrag einer juristischen Person 
des öffentlichen Rechts oder einer 
von der Körperschaftsteuer befreiten 
gemeinnützigen Einrichtung erzielt 
werden, kommt eine Steuerbefreiung 
nach § 3 Nr. 26a EStG bis zu einer Höhe 
von 840 Euro pro Jahr in Betracht. 
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